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FÜR EIN NEUES BÜRGERRECHT 
HANDLUNGSBEDARF – EINE RECHTLICHE UND HISTORISCHE ANALYSE 

Bern, 27. Juni 2022

«FÜR ALLE, DIE HIER IHREN LEBENSMITTELPUNKT HABEN»

Die Vision des Institut Neue Schweiz INES ist eine «Neue Schweiz», in der 
alle, die hier leben, gleichberechtigt Teil haben und ein gutes Leben führen 
können. In diesem Sinne verfolgt INES die Mission, ein neues gesellschaftli­
ches «Wir» zu stärken, das migrationsbedingte Vielfalt und Mehrfachzu­
gehörigkeit als voll- und gleichwertige Bestandteile der Schweiz umfasst. 
Um dies zu erreichen, hat sich INES das Ziel gesetzt dazu beizutragen, dass 
das Bürgerrecht für alle auf faire Weise zugänglich ist. Menschen sollen 
spätestens nachdem sie sechs Jahre in der Schweiz leben ein Grundrecht 
auf Einbürgerung haben. Kinder, die in der Schweiz geboren werden, sollen 
automatisch das Schweizer Bürgerrecht erhalten.

Mit der hier vorgelegten rechtlichen und historischen Analyse zeigen wir, dass 
das geltende Bürgerrecht dringend ein Update benötigt. Es braucht grund­
legende rechtliche Anpassungen, um Willkür und Diskriminierungen zu besei­
tigen. Dieser Weg zur rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung muss  
mit einem breiten kulturellen Wandel einhergehen und erfordert unterschied­
liche Massnahmen auf kultureller, demokratischer und sozioökonomischer 
Ebene. Nur wenn es uns gelingt, das Bürgerrecht an die gesellschaftliche  
Realität anzupassen, können wir unsere Demokratie zukunftsfähig gestalten.
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PROBLEMANALYSE

TEIL 1. DIE AKTUELLE SITUATION

Rund zwei Millionen Menschen – also ein Viertel der Schweizer Bevölkerung 
– haben keinen Schweizer Pass. Sie sind entweder hier geboren oder als 
Kinder in die Schweiz gekommen, oder sie sind als Erwachsene in die Schweiz 
eingewandert oder geflüchtet. Was sie eint ist: Die überwiegende Mehrheit 
fühlt sich in der Schweiz Zuhause und hat hier ihren Lebensmittelpunkt. 
Trotzdem sind für viele die Hürden für die Einbürgerung zu gross. Der Grund 
liegt im restriktiven Bürgerrecht, das im 20. Jahrhundert gewachsen ist  
und sich zementiert hat. 

Die Rechtslage zum Schweizer Bürgerrecht weist sowohl auf der Ebene der 
materiellen Voraussetzungen als auch mit Blick auf das Einbürgerungsver­
fahren eine Reihe von Zugangsbeschränkungen auf, die zu in Teilen willkürli­
chen Benachteiligungen aufgrund des migrationsrechtlichen Aufenthalts­
titels und der Herkunft führen. Besonders von Ausgrenzungen betroffen sind 
Menschen, die in sozioökonomisch schwierigen Situationen sind oder gar  
in Armut leben. Wobei es vor allem jene Menschen trifft, die in herausfordern­
den Verhältnissen leben, oder die einer Gruppe «angehören», die vergleichs­
weise stark gesellschaftlichen Rassismus und Diskriminierungen erfährt.

A. PREKÄRER AUFENTHALT

Wer nicht über die Schweizer Staatsangehörigkeit verfügt, hat einen prekären 
Aufenthalt. Das Aufenthaltsrecht kann jederzeit widerrufen oder zurückge­
stuft werden, insbesondere bei Arbeitslosigkeit, Straffälligkeit oder Sozialhil­
febezug – dies auch noch nach mehreren Jahrzehnten Aufenthalt in der 
Schweiz. Zwar ist je nach Dauer des Aufenthaltes, der familiären Situation 
oder dem Aufenthaltstitel die Beendigung an weitere Voraussetzungen 
geknüpft. Jedoch garantiert lediglich das Schweizer Bürgerrecht eine unbe­
dingte Aufenthaltssicherheit in der Schweiz. Sie ist der wichtigste Aspekt  
für eine Person, um sich am Ort ihres Lebensmittelpunktes sicher zu fühlen.

Solange der Aufenthaltsstatus prekär ist – sei es auch nur theoretisch –  
lebt die Person in der Angst, ihren Aufenthalt zu verlieren. Das schlägt sich  
in verschiedenster Weise auf die Haltung nieder: Die betroffenen Personen 
werden sich nie ganz zugehörig fühlen und sie getrauen sich nicht, sich 
gegen Ungerechtigkeiten zur Wehr zu setzen. Sie sind auch bereit, Arbeits-, 
Wohn-, Schul- und andere Bedingungen in Kauf zu nehmen, die eine Person, 
die diese Befürchtung nicht hat, nicht akzeptieren würde. Menschen ohne 
Schweizer Pass sind in existenziellen Lebensbereichen Risiken ausgesetzt, 
wie etwa Diskriminierungen beim Zugang zu staatlichen Sozialleistungen 
und dem Arbeitsmarkt, aber auch bei Gesundheitsleistungen oder dem Justiz­
system, und sie sind stärker von Armut betroffen. Kinder werden im Bil­
dungswesen benachteiligt. Und wer sich gegen Rassismus von Verwaltun­
gen, insbesondere polizeilichen Behörden, zur Wehr setzt, läuft Gefahr von 
der Polizei angezeigt zu werden mit Folgen für das Einbürgerungsverfahren. 

Der Weg zu einem* bzw. einer* vollwertigen und mündigen Bürger:in führt 
einzig über die Aufenthaltssicherheit.
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B. AUSSCHLUSS VON EINER VOLLWERTIGEN POLITISCHEN TEILHABE

Menschen ohne Schweizer Staatsbürger:innenschaft haben mit wenigen 
Ausnahmen keine politischen Rechte. Dies gilt für das Stimmrecht sowie das 
aktive und passive Wahlrecht. Vereinzelt sehen Kantone das kommunale 
oder kantonale Wahl- und Abstimmungsrecht vor – beschränkt auf Personen 
mit Niederlassungsbewilligung. Wobei einzig die Kantone Neuenburg und 
Jura den ausländischen Staatsbürger:innen das Stimmrecht und das aktive 
Wahlrecht auf kantonaler sowie auf kommunaler Ebene gewähren. Auf kom­
munaler Ebene verleihen die Kantone Jura und Genf ein aktives Wahl- und 
Stimmrecht, die Kantone Freiburg, Waadt und Neuenburg sogar das passive 
Wahlrecht. Die Kantone Appenzell-Ausserrhoden und Graubünden überlas­
sen es den Gemeinden, ob sie ein Stimm- und Wahlrecht einführen wollen.

C. EINSCHRÄNKUNGEN DER REISE- UND BEWEGUNGSFREIHEIT

Menschen mit Schweizer Staatsbürger:innenschaft verfügen durch Visa­
befreiungen weltweit eine hohe Reisefreiheit, von denen Menschen ohne 
Schweizer Pass nicht profitieren können, ausser die eigene Staatsangehörig­
keit gewährt ihnen vergleichbare Reisefreiheiten. Dies wiederum führt zu 
enormen Ungleichheiten. Die Einschränkungen sind besonders für geflüchtete 
Menschen und vorläufig aufgenommene Menschen gross, da ihnen ihr  
Aufenthaltsstatus in der Schweiz verbietet, ins Herkunftsland oder in Nach­
barstaaten zu reisen.

Nachteile haben auch Menschen mit einer privilegierten ausländischen 
Staatsangehörigkeit (wie zum Beispiel bei EU-Bürger:innen), da auch diese 
Leute ihren Aufenthaltstitel in der Schweiz verlieren können, wenn sie sich 
länger ausserhalb aufhalten oder einen solchen Aufenthalt planen.

D. WILLKÜRLICHE HÜRDEN BEIM EINBÜRGERUNGSVERFAHREN

Neben den genannten Einschränkungen in der Aufenthaltssicherheit, Reise- 
und Bewegungsfreiheit, Mitbestimmungs- sowie Teilhabefreiheit kommen 
Nachteile hinzu, die das Einbürgerungsverfahren betreffen. Wer die Schwei­
zer Staatsbürgerschaft beantragen möchte, muss mindestens seit zehn 
Jahren mit Aufenthaltsrecht in der Schweiz wohnen und die Niederlassungs­
bewilligung (C-Ausweis) besitzen. Mit dieser im Jahre 2018 eingeführten 
Bestimmung bleiben vor allem viele junge Personen, die hier geboren oder 
als Kinder in die Schweiz gekommen sind und geflüchtete Personen sehr 
lange vom Schweizer Bürgerrecht ausgeschlossen. Personen, die die materi­
ellen Voraussetzungen erfüllen würden, bleiben vom ordentlichen Einbürge­
rungsverfahren ausgegrenzt. Abhängig vom ursprünglichen Aufenthaltstitel 
kann dies schnell einmal über 20 Jahre dauern, bis eine Person den  
C-Ausweis beantragen kann und damit diese wichtige formelle Voraus­
setzung für eine Einbürgerung erfüllt. 

Die neuen gesetzlichen Verschärfungen führten dazu, dass sich jährlich 
weniger Personen einbürgern. Im Jahre 2017 waren es 40’060 Menschen, 
2018 44’141, 2019 42’050 und 2020 35’191 Personen. Die jährliche  
Senkung lässt sich unter anderem damit begründen, dass seit der Revision 
des Bürgerrechts im Jahre 2018 Menschen aus Drittstaaten aufgrund  
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ihrer Aufenthaltsbewilligung überproportional ausgeschlossen werden – dies, 
weil hohe Hürden für die Erteilung einer Niederlassungsbewilligung beste­
hen. Es zeigt sich aber auch, dass das Einbürgerungsprozedere für Hoch­
qualifizierte einfacher geworden ist, während für Menschen mit Migrations- 
oder eher bildungsfernem Hintergrund die Hürden nun höher liegen als 
früher (vgl. dazu die Ausführungen unter dem Punkt G. Willkürliche soziale 
Ungleichheiten). Auch unabhängig davon kommt für alle zusätzlich zur  
allgemeinen Aufenthaltsdauer eine minimale Wohnsitzdauer von zwei bis 
fünf Jahren je nach Kanton erschwerend dazu; dies kann sich auch auf  
eine bestimmte Gemeinde beziehen (wie im Kanton SZ).

Hinzu kommen die teilweise lange Dauer des Verfahrens bis zu über drei 
Jahre und die finanziellen Hürden. Basierend auf einer Umfrage von 2019 
müssen Einbürgerungswillige abhängig von Kanton und Gemeinde zwischen 
800.- Franken und 3‘600 Franken bezahlen. Diese zeitlichen und finanziellen 
Belastungen, die darüber hinaus Menschen abhängig von ihrem Wohnort  
auf willkürliche Weise benachteiligen, schrecken viele von einer Einbürgerung 
ab oder verunmöglichen es ihnen, ein Einbürgerungsgesuch zu stellen.  
Oder die Personen brechen das Einbürgerungsverfahren vorher ab, insbe­
sondere wenn sie aufgrund eines ablehnenden Entscheides der Einbürge­
rungsbehörden zusätzliche Kosten riskieren (für Rechtsvertreter:innen  
und das Verfahren). Ebenfalls oft zu Abbrüchen des Einbürgerungsverfahrens 
durch die Gesuchstellenden führt die unverhältnismässige Sistierung von 
Einbürgerungsgesuchen. Vielfach geschieht das einzig, weil die gesuch­
stellende Person ihre Rechte wahrnimmt. Tota S. beispielsweise zeigte die 
Polizei wegen rassistischer Gewalt an, infolgedessen die Polizei eine Gegen­
anzeige wegen Behinderung einer Amtshandlung einreichte. Daraufhin 
wurde das damals laufende Einbürgerungsverfahren bis zu seinem Freispruch 
für drei Jahre sistiert.

E. ERSCHWERTER ZUGANG AUCH ZUR «ERLEICHTERTEN» EINBÜRGERUNG

Auch die erleichterte Einbürgerung, die für Ehegatten von Schweizer:innen,  
für Kinder eines eingebürgerten Elternteils oder für Personen der soge­
nannten dritten Ausländer:innen-Generation gilt, bringt formelle sowie mate­
rielle Voraussetzungen mit sich, die die Einbürgerung an sich nicht wirklich 
«erleichtern». Abgesehen von den materiellen Voraussetzungen der 
«Erfolgreichen Integration» müssen Ehegatten eine Aufenthaltsdauer von  
5 Jahren belegen, sowie eine Dauer von drei Jahren der ehelichen Gemein­
schaft. Die Kinder eines eingebürgerten Elternteils müssen sich seit 5 Jahren 
in der Schweiz aufhalten.

Personen der dritten Generation von Ausländer:innen können sich bis zum  
25. Lebensjahr erleichtert einbürgern, wenn sie in der Schweiz geboren wurden. 
Allerdings müssen sie eine Niederlassungsbewilligung besitzen und mindes­
tens fünf Jahre die obligatorische Schule in der Schweiz besucht haben. 
Ferner muss mindestens ein Elternteil auch eine Niederlassungsbewilligung 
besitzen, sich seit mindestens 10 Jahren in der Schweiz aufhalten und min­
destens 5 Jahre die obligatorische Schule in der Schweiz besucht haben. 
Sodann müssen die Gesuchstellenden nachweisen, dass ein Grosselternteil in 
der Schweiz geboren wurde oder ein Aufenthaltsrecht erwerben konnte. Diese 
Anforderungen sind so hoch, dass in der Praxis kaum je eine Person der drit­
ten Generation von der erleichterten Einbürgerung Gebrauch machen kann.
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F. DISKRIMINIERUNGSANFÄLLIGES VERFAHREN 

Besonders problematisch sind die massiven Ungleichheiten aufgrund des 
dreistufigen Einbürgerungssystems (Gemeinde, Kanton, Bund).

Diese zeigen sich einerseits in einer willkürlichen Interpretation des Kriteri­
ums der Integration, das in vielen Gemeinden die wichtigste Voraussetzung 
für die Einbürgerung ist. Das Ermessen der in der Regel politischen Organe in 
der Interpretation dieses symbolisch aufgeladenen, unbestimmten Rechts­
begriffs führt zu hohen Ablehnungsraten mit willkürlichen, ja teils abstrusen 
Begründungen. Dies gilt vor allem in kleinen Gemeinden und in Gemeinden, 
in denen die Versammlung der Bürger:innen über das Gesuch definitiv ent­
scheidet oder in politischen Kommissionen, die für die Einbürgerung zustän­
dig sind. Die Fragen nach dem Willen und der Bereitschaft zur Integration 
sind oft mit demütigenden Eingriffen in die persönliche Freiheit und Lebens­
führung (wie die Privatsphäre und die Meinungsfreiheit) verbunden. In einem 
Fall wurde der Gesuchstellerin vorgeworfen, sie sei nicht integriert, weil sie 
mit ihrem Engagement gegen Kuh- und Kirchenglocken Traditionen abschaf­
fen wolle. Ebenfalls eine Begründung für eine Ablehnung des Einbürgerungs­
gesuches war, dass die Person in Trainerhosen durch das Dorf laufe, oder  
sie auf den Strassen nicht grüsse. Im Fall von «Emir», ein Beispiel, das die 
Schweizerische Beobachtungsstelle für Asyl- und Ausländerrecht in ihren 
Bericht «Einbürgerung. Der steinige Weg zum Schweizer Pass» aufgreift, 
wurde das Einbürgerungsgesuch von der kantonalen Behörde sistiert, weil er 
am Steuer kurz einnickte, von der Fahrbahn abkam und mit einer Strassen­
laterne kollidierte. Sogar ein Delikt wie ein Selbstunfall kann dazu führen, 
dass eine Einbürgerung von einer Behörde verweigert wird, denn wer straffäl­
lig geworden ist, gilt als «nicht erfolgreich integriert». Auch Sozialhilfe be­
ziehende Personen gelten gemäss Bürgerrechtsgesetz als «nicht integriert» 
(mehr dazu gleich im Anschluss unter G. Willkürliche soziale Ungleichheiten).

Politische Einbürgerungsverfahren sind stark anfällig auf Diskriminierungen 
– teils beabsichtigt, teils ohne Absicht und unbewusst. Personen, die sich 
einbürgern wollen, müssen Sprachkompetenzen nachweisen können, Niveau 
B1 für mündliche und A2 für schriftliche Kompetenzen. Diese hohe Sprach­
anforderung grenzt Menschen aus, die eine Lern- oder Leseschwäche haben, 
oder die sozial benachteiligt sind und daher nicht dieselben Möglichkeiten 
haben, das hohe Sprachniveau zu erreichen. Ebenfalls mit entscheidend ist 
die Herkunftssprache, die es Menschen mehr oder weniger leicht bzw. schwer 
macht, eine Landessprache mit den gestellten Anforderungen zu lernen. 
Auch für ältere Personen stellen die Sprachanforderungen eine grosse Hürde 
im Einbürgerungsverfahren dar.

Kategorien wie die soziale Stellung aber auch das Geschlecht, eine Behin­
derung und das Lebensalter interagieren mit der Herkunft sowie unter­
schiedlichen rassistischen Zuschreibungen und entscheiden über den Ein­
bürgerungserfolg (Intersektionalität), wie das folgende Beispiel illustriert:  
In einem Fall von 2019 musste sich das Bundesgericht mit der Situation 
einer alleinerziehenden Mutter eines Kindes mit Behinderung beschäftigen, 
die wegen des Bezugs von Sozialhilfe von ihrer Wohngemeinde nicht einge­
bürgert worden war. In ihrer Beschwerde gegen die Nichteinbürgerung und 
das Berner Verwaltungsgericht hatte die Frau unter anderem geltend ge­
macht, dass das Zusammenwirken der verschiedenen stigmatisierungs- und 
ausgrenzungsanfälligen Kriterien «alleinerziehend», «Betreuungsverhältnis 
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zu einem Sohn mit Behinderung», «Frausein», «Herkunft» und «Working 
Poor» zu einer mehrdimensionalen sowie intersektionalen Diskriminierung 
führte. Die Frau musste zwischenzeitlich ihre Erwerbstätigkeit aufgeben,  
um ihren von Geburt an chronisch kranken Sohn angemessen betreuen  
und pflegen zu können. Dadurch war sie gezwungen, Leistungen der Sozial­
hilfe in Anspruch zu nehmen. Bis dahin war sie immer erwerbstätig und 
finanziell unabhängig. Die Gemeinde, bei der die Frau das Einbürgerungs­
gesuch stellte, lehnte dieses mit der Begründung ab, dass die Frau Sozial­
hilfe bezogen habe und weiterhin beziehe, ohne dass sie bisherige Leistun­
gen zurückerstattet hätte. Sowohl das Verwaltungsgericht als auch das 
Bundesgericht deckten diese Begründung, da aus ihrer Sicht keine Diskrimi­
nierung vorlag. 

G. WILLKÜRLICHE SOZIALE UNGLEICHHEITEN

Das Beispiel zeigt auch, dass es besonders jene Personen schwierig haben 
sich einzubürgern, die von der Sozialhilfe abhängig sind oder in den drei 
Jahren vor dem Einbürgerungsgesuch Sozialhilfe bezogen haben – es sei 
denn, sie zahlen die Leistungen vollständig zurück. Sie dürfen weder ausste­
hende Steuern, Krankenkassenprämien oder Bussen, noch unbezahlte  
Unterhaltbeiträge oder angehäufte Schulden haben. Einbürgerungswillige 
Personen müssen eine Stelle besitzen oder selbständig sein. Einige Kantone 
verlangen sogar die Rückzahlung der bezogenen Leistungen von Geldern  
der letzten fünf Jahren so etwa in BL, UR, SZ, TG und NW, andere gar zehn 
Jahre wie namentlich BE und GR. Der Kanton Bern erwähnt auch Leistungen 
der Sozialhilfe an Familienangehörige als Einbürgerungshindernis. Die Kan­
tone Nidwalden und Uri statuieren ausserdem explizit den Bezug von Asyl­
sozialhilfe als Einbürgerungshindernis. Andere Kantone schliessen nicht nur 
Sozialhilfeleistungen ein, sondern auch Leistungen im Rahmen von Arbeits­
integrationsmassnahmen oder der «selbstverschuldete» Bezug von Arbeits­
losengeldern. Es zeigt sich also, dass die Kantone die Frage, welche Leistun­
gen der öffentlichen Hand als Sozialhilfe gelten, sehr unterschiedlich 
interpretieren.

Auch dort, wo Menschen unverschuldet Sozialhilfe beziehen (müssen), etwa 
aufgrund einer Behinderung oder Krankheit oder anderen gewichtigen per­
sönlichen Umständen wie eine Lern-, Lese- oder Schreibschwäche, kommt 
es immer wieder zu Ablehnungen des Einbürgerungsgesuches. Dies obwohl 
die Behörden damit gegen den verfassungsmässigen Grundsatz der Ver­
hältnismässigkeit verstossen und das Diskriminierungsverbot verletzen.

Die hohen Hürden für Menschen in sozioökonomisch schwierigen Situationen 
können in mehrfacher Hinsicht zu einer negativen Spirale führen, die den 
Betroffenen den Zugang zum Schweizer Pass praktisch für lange Zeit verun­
möglicht. Personen ohne Schweizer Pass haben im Durchschnitt ein 5000 
Franken tieferes Einkommen pro Jahr und riskieren eher, in eine schwierige 
ökonomische und soziale Lage zu geraten oder bestehende Probleme zu 
vertiefen. Die Lebenshaltungskosten sind statistisch betrachtet vor einer Ein­
bürgerung durchschnittlich höher. Personen mit Migrationsgeschichte/ohne 
Schweizer Pass bezahlen nicht nur mehr Miete, ihre Wohnungen sind zudem 
beengter, lärmiger und weniger bequem. Ausserdem zeigt sich, dass das 
Risiko für Beeinträchtigungen der Gesundheit und des Lebens bei Menschen 
ohne Schweizer Pass im Vergleich zu Menschen mit Schweizer Staatsbürger­
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schaft erhöht ist. Besonders gravierend zeigen sich die Unterschiede wäh­
rend gesellschaftlichen Gesundheitskrisen. Ein aktuelles Beispiel: Menschen 
ohne Schweizer Pass weisen in der Schweiz während der COVID-19-Pandemie 
höhere Todesfallzahlen auf als Menschen mit Schweizer Pass.

H. MANGELHAFTER RECHTSSCHUTZ

Diese in Teilen willkürliche Praxis wird in vielen Fällen auch von den Gerichten 
einschliesslich dem Bundesgericht gestützt, die nicht bereit sind, dem 
Ermessensspielraum deutliche Grenzen im Willkür- und Diskriminierungsver­
bot zu setzen. Neben dem weiter oben unter Punkt F genannten Beispiel  
soll dies ein Urteil des Bundesgerichts im Zuge einer Beschwerde eines Man­
nes im Rollstuhl albanischer Staatsangehörigkeit illustrieren. Dieser be­
schwerte sich, dass er nicht eingebürgert worden sei, mit der Begründung, er 
könne aufgrund seiner Behinnderung nicht arbeiten, engagiere sich nicht  
in einer Behindertenorganisation und sei nicht bereit, einer Tätigkeit in einer 
Behindertenwerkstatt nachzugehen Das Bundesgericht räumte zwar ein, 
dass es für Menschen mit Behinderung schwieriger sei, sich am Dorfleben und 
allgemein an öffentlichen Aktivitäten zu beteiligen. So gesehen dürften die 
Anforderungen an seinen Integrationswillen nicht zu hoch angesetzt werden. 
Da der Beschwerdeführer aber «bewusst auf jegliche Teilnahme am öffentli­
chen Leben verzichte, sei es nicht geradezu unhaltbar, auf eine ungenügen­
de Integration zu schliessen». Zu diesem Schluss kam das Bundesgericht 
obwohl es davor einräumte, dass sich der Beschwerdeführer aufgrund der teils 
rassistischen Angriffe ihm gegenüber, weil er sich gegen die Nichteinbürge­
rung zur Wehr setzte, aus dem öffentlichen Leben zurückzog.

Ein weiteres Feld für einen unsachgemässen Rechtsschutz betrifft Menschen 
mit einem Strafregistereintrag, für die der Zugang zum Bürgerrecht praktisch 
ausgeschlossen ist, auch wenn sie sich bewährt haben und es sich um  
Bagatelldelikte handelt. So erklärte das Bundesverwaltungsgericht einen 
Entscheid des Staatssekretariats für Migration als rechtmässig, welcher einem 
Gesuchsteller für eine erleichterte Einbürgerung die Einbürgerung ver­
weigerte, weil er wegen vereisten Scheiben zu einer bedingten Strafe verur­
teilt wurde. Er solle es nach Ablauf der Probezeit nochmals versuchen.

Die Praxis dieser höchsten Schweizer Gerichte zeigt, dass sie trotz entspre­
chender verfassungsrechtlicher Grundlagen in Artikel 29 in Verbindung  
mit Artikel 8 und 9 BV nicht durchgehend bereit sind, der Willkür im Umgang 
mit dem Integrationsbegriff grund- und menschenrechtlich fundiert Grenzen 
zu setzen. Damit richten sie ein fatales Zeichen an die unteren kantonalen 
und kommunalen Instanzen, die sich an dieser restriktiven Praxis orientieren. 
Der rechtliche Schutz vor verfassungs- und völkerrechtswidrigen Negativ­
entscheiden der Einbürgerungsbehörden wird so in vielen Fällen ausgehebelt. 
Auch hier sind Menschen, die über ungenügende finanzielle Mittel verfügen, 
besonders stark betroffen. Bei Verfahren mit wenig Aussicht auf Erfolg 
werden sie die damit verbundenen finanziellen Risiken nicht in Kauf nehmen 
wollen oder können.

Neben den rechtlichen und ökonomischen Hindernissen beim Zugang zum 
Rechtsverfahren kommen psychologische Hürden hinzu wie die Angst oder 
Unsicherheiten davor, sich im Verfahren zu exponieren. Im oben geschilderten 
Fall von Benon P. beispielsweise war seine Beschwerde ausschlaggebend 
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dafür, dass einzelne Stimmbürger:innen gegen ihn eine schlechte Stimmung 
im Dorf aufbauten. Aufgrund von Leserbriefen in der Lokalzeitung wurde  
ihm «Zwängerei» und «ein mieser Charakter» vorgeworfen, weil er sich das 
Recht genommen hatte, juristisch gegen die Ablehnung seines Einbürge­
rungsgesuchs vorzugehen. Dies wiederum führte im Vorfeld der Gemeinde­
versammlung, in der aufgrund einer Gutheissung seiner Beschwerde erneut 
über sein Einbürgerungsgesuch entschieden werden musste, zu einer hohen 
Mobilisierung von ablehnenden Stimmen mit teils offensichtlich rassistischen 
Voten wie «Solche Leute [aus dem Balkan] wollen wir hier nicht».
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TEIL 2. EINE HISTORISCHE EINORDNUNG

A. ASSIMILATORISCHES STAATSBÜRGERSCHAFTSMODELL –  
SOZIOÖKONOMISCHE UND ETHNISCH-KULTURELLE STRATIFIZIERUNG

Die aktuelle Situation im Bürgerrecht ist das Ergebnis eines im 20. Jahr­
hundert gewachsenen assimilatorischen Staatsbürgerschaftsmodells, wel­
ches den Zugang zum vollständigen Bürger:in-Sein als letzten Integrations­
schritt bezeichnet und diesen entscheidend über sozioökonomische und 
ethnisch-kulturelle Logiken strukturiert und stratifiziert. Anders formuliert: 
«Fremde» Menschen werden vor allem da geschätzt, wo sie der Wirtschaft 
einen Mehrwert bieten, über Kapital verfügen, keine Schulden haben und den 
Sozialversicherungen nicht «zur Last fallen». Als vollwertige Bürger:in wird 
anerkannt, wer sich den kulturellen Vorstellungen der Mehrheitsbevölkerung 
anpassen kann. Auf diese Weise wird auch innerhalb der «fremden» Wohn­
bevölkerung hierarchisiert. So ist es für jene vergleichsweise schwieriger, als 
vollwertige Bürger:innen aufgenommen zu werden, die stereotypen Vor­
stellungen einer Schweizer Mehrheitsbevölkerung nicht entsprechen.

Über die Anwendung der weichen Einbürgerungskriterien, wie insbesondere 
der Voraussetzung der «Integration», werden auch problematische, histo­
risch länger zurückreichende Vorstellungen von Fremdheit und begrenzter 
kultureller «Anpassungsfähigkeit» mittransportiert und in der Anwendung 
und Praxis der Bürgerrechtsgesetzgebung institutionalisiert. So zeigt sich in 
der empirischen Analyse der Einbürgerungspraxis, dass es Einbürgerungs­
gesuche aus jenen Gruppen besonders schwer hatten und haben, die nicht 
aus Ländern Zentral-, West- und Nordeuropas stammen, bzw. aus europäi­
schen Auswanderern in Übersee aus ursprünglich jenen Regionen. In den 
70er- und 80-Jahren betraf dies Menschen aus südeuropäischen Staaten wie 
Italien, Portugal und Spanien, sowie seit den 1990er-Jahren insbesondere 
Menschen aus Ländern des Balkans und Osteuropas. Für Personen, die von 
Ländern ausserhalb Europas und des globalen Nordens eingewandert sind, 
ist die Zugangshürde zum Bürgerrecht auch höher. Auch hier gilt, dass die 
Frage der sozioökonomischen Ressourcen der jeweiligen Antragsteller, bzw. 
deren Fehlen, unabhängig von der Herkunft einen wichtigen Unterschied  
machen. Wer Schulden hat oder Sozialhilfe bezogen hat, wird nicht eingebür­
gert. Sozioökonomische und ethnisch-kulturelle Formen der Stratifizierung 
greifen hier ineinander.

B. DREISTUFIGES EINBÜRGERUNGSVERFAHREN & KOOPTATION ALS  
KATALYSATOR POLITISCHER WILLKÜR

Einbürgerungsprozesse waren seit der Gründung des Bundesstaates 1848 
als dreistufige Einbürgerungsverfahren und auf kommunaler Ebene und 
teilweise auch kantonaler Ebene als politische Ermessensentscheide konzi­
piert. Dies geht historisch auf das Kooptationsverfahren der feudalen Nutz­
gemeinden zurück. Das Einbürgerungsverfahren entwickelte sich über die 
Jahrzehnte zu einem selbstbezüglichen System, in dem immer die «gleichen» 
einer Gemeinde zugehörigen Bürger:innen darüber bestimmen können, wer 
das Gemeindebürgerrecht und damit auch die Schweizer Staatsbürgerschaft 
erhält. Dies hatte und hat zur Folge, dass vergleichsweise wenig Menschen 
eingebürgert wurden bzw. werden. Die Einbürgerungsquote liegt in der 
Schweiz gerade mal bei 2% (gemessen an der ausländischen Bevölkerung). 
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Damit ist die Schweiz mit denjenigen EU-Staaten vergleichbar, die über  
die tiefste Einbürgerungsquote verfügen, während die Quote der meisten 
EU-Staaten regelmässig darüber liegt wie etwa im Jahre 2018 bei Schweden 
(7,2%), Rumänien (5,6%), Portugal (5,1%), Finnland (3,7%), Griechenland (3,4%), 
den Niederlanden (2,8%) und Belgien (2,6%). 

Der seit den Restriktionen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts anhal­
tend hohe Anteil von Personen ohne Schweizer Pass unter der permanenten 
Wohnbevölkerung führt zum Ausschluss von der politischen Partizipation 
eines grossen Teils der Bevölkerung und schwächt die Demokratie.

C. AMBIGUITÄTEN DER BÜRGERRECHTSPOLITIK

Die hohen Hürden und die Unterteilung beim Zugang zum Bürgerrecht sind 
insofern «paradox», als sie zu grossen Teilen den gegebenen sozialen Ver­
hältnissen nicht entsprechen. So ist die Schweiz längst von Menschen mit 
Migrationsgeschichte geprägt, die hier wohnen und ihren Lebensmittel­
punkt haben. Sie arbeiten und bezahlen hier Steuern, und sie fühlen sich in 
diesem – ihrem – Land wohl. Trotzdem müssen sich viele als Bürger:innen 
beweisen, bzw. gelten auch unabhängig davon, ob sie den Schweizer  
Pass haben oder nicht als «Fremde im eigenen Land». Dabei handelt es  
sich um Menschen, die hier längst ihren Lebensmittelpunkt und Teil an den 
gesellschaftlichen Verhältnissen haben und genauso von den politischen 
Entscheiden auf kommunaler, kantonaler und Bundesebene betroffen sind 
wie jene mit einer Schweizer Staatsbürgerschaft.

Diese Ambivalenz im Umgang der Schweiz mit seiner «ausländischen» 
Bevölkerung zeigt sich auch in den bürgerrechtspolitischen Antworten auf 
die Frage der Integration. Seit Gründung des Bundesstaates 1848 und vor 
allem mit Zunahme der Einwanderung im Übergang zum 20. Jahrhundert bis 
heute sind sie ambigue. Sie schwanken zwischen konservativ-ausgrenzen­
den bis liberal-integrativen Tendenzen, waren und sind aber auch da oft mit 
Widersprüchen versehen. So war die eintretende Zentralisierung der Bürger­
rechtsfrage ab Beginn des 20. Jahrhunderts einerseits von einer Reihe von 
Erschwernissen beim Zugang zum Schweizer Bürgerrecht geprägt. Anderer­
seits gab es aber auch Versuche, ein (partielles) ius soli einzuführen und 
generell die Einbürgerung zu erleichtern. Zudem wurden Volksinitiativen in 
den Jahren 1922, 1974, 1977 und 2008 abgelehnt, die die Einbürgerungs­
voraussetzungen verschärfen wollten.

Bis zum Ersten Weltkrieg war die Mehrheit der politisch einflussreichen 
Akteure der Auffassung, dass eine möglichst rasche Einbürgerung wichtig 
sei, um die Bevölkerung ohne Schweizer Pass juristisch und kulturell zu 
absorbieren und damit das «Ausländerproblem» zu lösen. Erst im Zuge der 
Debatte über eine «Schweizer Nation», die sich angesichts der Zuwanderung 
im Übergang vom 19. ins 20. Jahrhundert verstärkte, wurden die Einbürge­
rungskriterien auf Bundesebene zentralisiert. Bis dahin war das Bürgerrecht 
praktisch ausschliesslich von den Kantonen bestimmt. Das Ziel hinter der 
Zentralisierung war es, die Zusammensetzung der nationalen Bevölkerung 
vermehrt zu kontrollieren und zu lenken. So wurden bei Einbürgerungsgesu­
chen ein Leumund und die Familienverhältnisse berücksichtigt. Beispielswei­
se galt die Einbürgerung von Einkommensschwachen nicht als förderungs­
würdig. Zudem wurde von Frauen ein «bürgerlicher Lebenswandel» verlangt. 
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Wenig Aussicht auf Einbürgerung hatten etwa Personen, die im Konkubinat 
lebten, keine Arbeitsstelle hatten oder in finanziell schwierigen Verhältnissen 
lebten. Wer hingegen in der Lage war, sich als ein Individuum zu präsentie­
ren, das eine Familie hat und diese selbstständig unterhalten kann, hatte 
bessere Chancen auf Einbürgerung. Ausserdem wurde die Angst vor einer 
Politik der nationalen Schliessung infolge der Zunahme des Diskurses  
der «Überfremdung» während des Ersten Weltkriegs zum Grund, weshalb auf 
Bundesebene eine Verwaltungsbehörde in fremdenpolizeilichen Belangen 
eingerichtet und die Wohnsitzfirst für die Einbürgerung erhöht wurde. 

D. DISPOSITIV DER FREMDENABWEHR UND ASSIMILATION

Das im ersten Viertel des 20. Jahrhunderts entstandene gesellschaftliche 
Dispositiv der «Abwehr des Fremden» wurde mit Erlass des Bundesgesetzes 
über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer 1931 rechtlich verankert 
und bis in die 1960er-Jahre weiter verschärft. Hinzu kam, dass auf kantonaler 
Ebene die Wohnsitzfristen als hartes Kriterium für Einbürgerungen erhöht 
wurden. Ausserdem wurde das Kriterium der «Assimilation» eingeführt: 
«Ausländer» hatten sich ab den 1930er-Jahren – gesetzlich festgelegt – an 
die Schweizer Normen, oder in den Worten des Bundesrates an «unsere 
Lebensweise, an unsere Anschauungen, Sitten und Gebräuche» anzupassen.

Diese erwartete Anpassung an die «Schweizer Mentalität», an die «Art  
und Weise, wie Schweizer denken und fühlen», wurde allerdings je nach 
Geschlecht, Zivilstand, sozialer Schicht und Herkunft anders interpretiert. 
Auch wurden – abhängig von den jeweiligen gesellschaftspolitischen Ereig­
nissen und Debatten – sprachliche und politische Kriterien wie jene des 
Ausschlusses von Menschen, denen eine Nähe zum Nationalsozialismus und 
Kommunismus nachgesagt wurde, relevant. Ferner wurden medizinische, 
eugenische oder kriminalanthropologische Kriterien in den Einbürgerungs­
verfahren als zentrale Kriterien in den Mittelpunkt gerückt. Dazu gehörten 
etwa «physische oder psychische Defekte» wie chronische Krankheiten oder 
das Fehlen von sogenannter «Erbgesundheit». Wer zum Beispiel im Kanton 
Basel als Träger einer vererbbaren Krankheit galt, wurde nicht in das Bürge­
recht aufgenommen. Zudem wurde 1928 auf Bundesebene eine weitere 
Verschärfung vorgenommen mit dem Prinzip, dass das Bürgerrecht nicht 
verloren werden kann, aufgehoben und die Möglichkeit zum Bürger­
rechtsentzug geschaffen.

Diese Politik der Abwehr wurde auch nach dem Zweiten Weltkrieg weiter 
politisch gestärkt, obwohl sich seit 1945 die Ausländerquote erstmals wieder 
erhöhte. Die Wohnsitzfrist wurde auf zwölf Jahre erhöht, was damals schon 
eine der höchsten in Europa war. Zudem wurde gesetzlich festgelegt, dass 
Einbürgerungswillige eine Eignungsprüfung absolvieren müssen. Dabei kam 
es in den Kantonen zu willkürlichen Interpretationen darüber, wer für die 
Einbürgerung als geeignet galt. Exemplarisch für die Stimmung, die damals 
vorherrschte, ist das Büchlein «Vom Anderssein zur Assimilation» von 1968, 
in welchem Marc Virot, der damalige Chef der Berner Fremdenpolizei seiten­
lang beschreibt, wie identifiziert werden könne, ob Ausländer assimiliert sind 
oder nicht: Zwar könne der «Ausländer … assimiliert sein und trotzdem Oliven­
öl verwenden», «wenn er aber Vogelfallen aufstellt, so bleibt er ein Fremder». 
Ferner, so Virot, «sollte ein Ausländer den Frauen gegenüber nicht drauf­
gängerischer sein als der vielleicht etwas biederere und leidenschaftslosere 
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Schweizer», und sie dürften «nicht ein allzu erotisches, überspitztes und 
abenteuerliches Gebaren zeigen».

Die «Gastarbeiter» der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts waren als Arbeits­
kräfte willkommen, als Staatsbürger allerdings nicht erwünscht. Zudem 
hatten sie dankbar zu sein, und sie sollten sich in keinem Fall für ihre Rechte 
einsetzen, unter anderem um auch jeden Verdacht, ein Sympathisant des 
Kommunismus zu sein, von sich zu halten, denn: «Der Ausländer, der wirklich 
glaubt, er werde vom Arbeitgeber ausgebeutet und wie ein Sklave be­
handelt», so Virot, «unterliegt einem Auswanderergerücht und ist von der 
Assimilation weit entfernt». Eine Abschreckungspolitik, die funktionierte,  
da zu diesem Zeitpunkt die Einbürgerungszahlen so tief wie fast nie im  
20. Jahrhundert waren.

E. ARBEITSKRÄFTE UND «GUTE» STAATSBÜRGER

Erst aufgrund der Hochkonjunktur und innereuropäischen Konkurrenz um die 
«Gastarbeiter» ab den 1960er-Jahren wurde politisch wieder darüber nach­
gedacht, die restriktive Einbürgerungspolitik etwas abzuschwächen. Zwar 
wurde weiterhin die «Überfremdungsgefahr» als Problem wahrgenommen, 
allerdings sollte die Einbürgerung nun erneut wieder als Mittel eingesetzt 
werden, die wachsende Zahl von Ausländer:innen zu reduzieren. Dabei wurde 
aber auch eine Integrationserwartung formuliert, d.h. von der damals vor­
geschlagenen Reduktion von Einbürgerungshindernissen durften nur die 
«etablierten» Ausländer profitieren. Zum einen sollten junge Ausländer:innen 
der zweiten Generation erleichtert eingebürgert werden können, was jedoch 
nur in einzelnen Kantonen gelang und bis heute trotz mehrerer Anläufe 
(1984, 1992, 2004, 2017) gesamtschweizerisch nicht erfolgreich war. Zum 
anderen gab es damals Vorschläge, das Doppelbürgerrecht zu ermöglichen, 
wobei dies erst 1992 mehrheitsfähig wurde.

Die Einbürgerung sollte weiterhin restriktiv gehandhabt werden. Dies zeigt 
sich nicht nur darin, dass die Politik kaum bereit war, die strengen Einbürge­
rungsvoraussetzungen zu erleichtern, sondern auch darin, dass bis in die 
2000er-Jahre zunehmend mehr Gemeinden aufgrund rechtsbürgerlicher 
Mehrheiten den Entscheid zur Einbürgerung dem Stimmvolk überliessen. Dem 
setzte dann das Schweizer Bundesgericht mit Urteil vom 9. Juli 2003 eine 
Grenze, eines der seltenen progressiven Urteile, im dem die zuständigen 
Richter die Einbürgerungen an der Urne verboten, weil nur so sichergestellt 
werden kann, dass die Ablehnung eines Einbürgerungsgesuches auch be­
gründet und damit der das Gesuch stellenden Personen das rechtliche Gehör 
gewährt werden kann. Der Versuch, diese Rechtsprechung mit der Volks­
initiative «für demokratische Einbürgerungen» wieder rückgängig zu machen, 
wurde mit 63.8% zwar deutlich abgelehnt, jedoch kam es seither zu den oben 
angeführten weiteren Verschärfungen durch den Gesetzgeber. Die diversen 
Liberalisierungsbestrebungen hatten keine Chance mit Ausnahme der An­
nahme der teilweise erleichterten Einbürgerung für die dritte Aus­
ländergeneration – allerdings waren auch diese «Erleichterungen» (wie 
bereits oben dargestellt) zurückhaltend.

Zudem zeigen die Antworten des Bundesrats auf die diversen parlamenta­
rischen Vorstösse eine restriktive Wende in seiner Haltung. Er betont,  
dass die Einbürgerung «am Schluss eines gesellschaftlichen und politischen 
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Integrationsprozesses» zu erfolgen habe, und dass an den Kompetenzen 
von Kantonen und Gemeinden nichts geändert werden soll. Ausserdem 
bezeichnet die Landesregierung seit neustem das Bürgerrecht ausdrücklich 
als Teil der «Steuerung der Zuwanderungs- und Einbürgerungspolitik». Damit 
signalisiert die Landesregierung, dass sie wenig Interesse daran hat, nach 
besten Kräften darauf hinzuwirken, das Bürgerrecht an demokratisch-rechts­
staatlichen Grundsätzen auszurichten und den gesellschaftlichen Realitäten 
anzupassen. Stattdessen überlässt der Bundesrat das Bürgerrecht gänzlich 
der politischen Willkür.

F. CITIZENSHIP-INITIATIVEN JENSEITS DES BÜRGERRECHTS

Angesichts der Ausgrenzung von der politischen Teilhabe vom Bürgerrecht, 
kam es seit den 2000er-Jahren insbesondere in den Städten zu zivilgesell­
schaftlichen Initiativen, die versuchten, Menschen ohne Schweizer Pass und 
unabhängig vom Aufenthaltstitel zu ermöglichen, politisch Teil zu haben. 
Beispielsweise wurde erst jüngst in der Stadt St. Gallen ein revidiertes Parti­
zipationsreglement in Kraft gesetzt, aufgrund dessen die Einwohner:innen 
der Stadt unabhängig von Lebensalter, Herkunft und staatsbürgerlichem 
Status eingeladen werden, politische Entscheidungsprozesse mit zu gestal­
ten. Bereits 15 Bewohner:innen können ab dem 13. Lebensjahr mit einem 
Bevölkerungsvorstoss einen Sachverhalt des städtischen Lebens zur Spra­
che bringen und einen Lösungsvorschlag an die Stadt einreichen. Die zu­
ständige Kommission im städtischen Parlament hört eine Delegation der 
Unterzeichnenden in der Regel persönlich an und diese haben ein Recht auf 
Bescheid, wie die Kommission oder das Stadtparlament entschieden  
hat und was weiter passiert. Unterschiedlichste Projekte der politischen 
Partizipation, der Teilhabe und Diskriminierungsfreiheit jenseits des Bürger­
rechts werden seit längerem auch von der Eidgenössischen Kommission  
für Migrationsfragen gefördert.

Über diese quasi staatliche Partizipationspolitik hinaus kam es jüngst zu 
zivilgesellschaftlichen Initiativen, die das Verhältnis von Rechten und  
Zugehörigkeit neu definieren könnten. Unter dem Namen Urban Citizenship  
werden «neue Visionen entwickelt, in denen Zugehörigkeit und soziale  
Rechte auf anderen Kriterien als der Nationalität und dem Aufenthaltsstatus  
beruhen: etwa dem Wohnort und dem Lebensmittelpunkt, der Teilhabe  
an der Gesellschaft und dem Eingebundensein in Communities und 
Nachbar*innenschaften». Ein prominentes Beispiel ist «Wir alle sind Bern», 
eine «Plattform, eine Bewegung, ein Netzwerk – Menschen, welche sich 
gemeinsam einsetzen für eine Solidarische Stadt Bern, in der Vielfalt und 
Migration als gesellschaftliche Realität anerkannt werden». Wir alle sind 
Bern geht es darum, «eine rechtliche, politische, soziale und kulturelle Teil­
habe aller Bewohner*innen der Stadt» zu gestalten. Weitere Beispiele junger 
Urban Citizenship- und Sanctuary Cities-Bewegungen sind die City Card-
Projekte der Städte Zürich, Bern, Basel und St. Gallen. In Zürich handelt es 
sich um einen Stadtausweis, der Sans-Papiers den Zugang zu Hilfsangebo­
ten ermöglicht und gleichzeitig den Alltag aller Zürcher:innen erleichtern soll.
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TEIL 3. FAZIT

Schweizer:in zu sein bzw. den Schweizerpass zu besitzen, ist nicht ein rein 
faktischer Umstand, sondern symbolisch aufgeladen. Die Assimilationslogik  
und später Integrationspolitik birgt das Versprechen, dass «Ausländer» den 
Katalog an Anpassungsleistungen erfüllen mussten, um als Schweizer:in oder 
Einheimische:r zu gelten. Die Einbürgerung ist Ziellinie eines langen Mara­
thons, die sich je näher eine Person ihr kommt, doch immer weiter weg ver­
schieben kann. Vielfältige alltägliche Erfahrungen der Diskriminierung bilden 
keine Ausnahme, sondern sind der Beleg dafür, dass in Wahrheit Menschen 
aufgrund ihrer Herkunft ausgegrenzt werden – egal wie erfolgreich sie sich 
integriert haben. Das derzeitige Bürgerrechtsverfahren ist die eigentlich 
zentrale Form dieser Anpassungsleistungen, welche die Trennung von «richti­
gen» und «zugezogenen» Schweizer:innen verfassungsrechtlich – und damit 
auch nationalstaatlich – institutionalisiert.

Aufgrund der starken sozioökonomischen und ethnisch-kulturellen Stratifizie­
rung des Bürgerrechts gibt es einen grossen Anteil von Menschen, die wenig 
Aussicht auf Einbürgerung haben, bzw. für die die Einbürgerungshürden zu 
hoch sind, dies obwohl für sie die Schweiz längst oder schon immer Heimat­
land ist bzw. war. Hinzu kommen Unterschichtsdiskurse, die Menschen mit 
Prädikaten «arm», «asozial» usw. etikettieren und dabei Stereotype und die 
eigenen Vorurteile verstärken. Eine alleinerziehende Mutter mit Migrationsge­
schichte wird schnell als überfordert und unverantwortlich, der Vater als 
gleichgültige Person angesehen, die eben gemäss ihrer «Kultur» leben. Sie 
werden nicht in erster Linie als Menschen individueller Biografie wahrgenom­
men, sondern als Mitglieder von Kollektiven gelesen.

Dass ein grosser Teil der schweizerischen Bevölkerung nicht gleichberechtigt 
an politischen Deliberationsprozessen teilhaben kann, führt zu einer ver­
zerrten Realitätswahrnehmung der Mehrheitsgesellschaft. Anstatt einen 
Rahmen für breite Teilhabe der Bevölkerung zu bieten, ist die Demokratie zu 
einem selbstbezüglichen System geworden. Wenn politische Teilhaberechte 
Menschen verweigert werden, obwohl sie sich hinsichtlich Verhältnis zur 
politischen Gemeinschaft in vergleichbarer Situation wie jene befinden, die 
über dies Rechte verfügen, bedeutet dies in mehrfacher Hinsicht ein Defizit 
für eine politische Gemeinschaft: Entscheide über Gesetze und Wahlen staat­
licher Vertreter:innen dieser Gemeinschaft – der Legislative, Exekutive und 
Judikative – weisen ein Legitimationsdefizit auf. Das Bild der Schweiz entfernt 
sich zunehmend mehr von der sozialen Realität. Dies führt zu einem Glaub­
würdigkeitsproblem, und es fügt der sozialen Kohäsion einen Schaden zu, der 
den sozialen Gemeinsinn schwächen und zu Des-Integration führen kann.

Neben diesen rechtsstaatlich-politischen Mechanismen der «Fremdenab­
wehr» entwickelt sich seit jüngster Zeit allerdings auch eine vielfältige zivilge­
sellschaftliche Bewegung der Demokratisierung der Demokratie, die versucht, 
Teilhabe gesetzlich zu stärken (wie zum Beispiel die Aktion Vierviertel, die für 
ein modernes Bürgerrecht eintritt) sowie unabhängiger von rechtsstaatlich-
institutionellen Sachzwängen und Restriktionen zu entwickeln (wie die Urban 
Citizenship-Initiativen): «Die Gegenwart und Zukunft soll von allen Menschen, 
die hier leben, gleichberechtigt mitbestimmt und auf Augenhöhe mitgestaltet 
werden können – ohne Ausgrenzung und Diskriminierung». Letztlich geht  
es diesen Stimmen darum, die Aufenthaltssicherheit, Gestaltungsfreiheit und 
Diskriminierungsfreiheit an die gesellschaftlichen Realitäten anzupassen.
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HANDLUNGSBEDARF

INES geht davon aus, dass der Weg zur rechtlichen und tatsächlichen Gleich­
stellung von Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt in der Schweiz haben, 
mit einem breiten kulturellen Wandel einhergehen muss. Die Vorstellung, wer 
Schweizer:in ist und sein kann, muss an die soziale Realität angepasst wer­
den. Dies erhöht auch bei denjenigen die Bereitschaft zur Einbürgerung, die 
sich einbürgern lassen könnten, aber es nicht tun, weil sie nicht Bittsteller:in 
sein möchten, sich nicht als «Schweizer:in» verstehen oder ihnen das Gefühl 
vermittelt wird, nicht Teil der Schweiz zu sein. Meinen wir es ernst mit unserer 
Demokratie, und möchten wir diese in die Zukunft führen, braucht es letztlich 
einen grundlegenden Paradigmenwechsel: politische, soziale, kulturelle und 
symbolische Zugehörigkeit sowie Diskriminierungsfreiheit. Im Zentrum steht 
die Herausforderung, ein neues Wir zu entwickeln, eine neue Vorstellung von 
Bürger:innenschaft bzw. Citizenship sowie einen neuen Gemeinsinn, der 
Verantwortung und Sorge für die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der 
Schweizer Gesellschaft im globalen Zusammenhang trägt. Für alle, die hier 
sind und noch kommen werden.

Die Bedingungen dafür, damit die Forderung das Bürgerrecht für alle Men­
schen zugänglicher zu gestalten erfolgreich ist, müssen auf kulturell-symbo­
lischer, rechtsstaatlicher, sozioökonomischer und demokratischer Ebene 
geschaffen werden. Dies ist keine leichte Herausforderung, denn seit dem 
Ersten Weltkrieg nutzen konservative und nationalistische politische und 
gesellschaftliche Kräfte das Bürgerrecht als Mittel zur Selbstvergewisserung 
einer unsicher gewordenen Nation und Verschiebung der politischen Kräfte 
nach rechts. Zwar gab die Personenfreizügigkeit Schweizer Beschäftigten 
ohne Schweizer Pass mehr und neue Rechte. Seit ihrer Einführung versucht 
die SVP jedoch mit allen politischen Mitteln zur arbeitsmarktpolitischen 
Logik des Regimes der Gastarbeiter zurückzukehren und zwingt die instituti­
onelle Politik zu grund- und menschenrechtswidrigen «Kompromissen». 
2010 wurde die «Ausschaffungsinitiative» angenommen und 2014 die 
«Masseneinwanderungsinitiative», die dazu geführt haben, dass der Aufent­
haltsstatus eng mit dem Sozialrecht verknüpft wird.

Zugleich stellen sich diesen restriktiven und konservativen Vorstellungen 
politisch progressive Kräfte entgegen, die dafür plädieren, Integrations- und 
Nichtdiskriminierungsbemühungen zu intensivieren und Einbürgerungsbe­
dingungen bzw. -voraussetzungen zu erleichtern. Diese werden getragen von 
einer wachsenden Realität von Menschen mit Migrationsgeschichte mit und 
ohne Schweizer Pass, die Städte und Land prägen. Ihre Integration und 
damit auch die Erleichterung ihrer Einbürgerung ist nicht nur eine Frage natio­
naler Solidarität, sondern erweist sich zunehmend als unverzichtbar, um  
auf die «Assimilations- und Integrationskrise», in welcher sich die Schweiz 
befindet, zu reagieren.

Vor diesen Hintergründen schätzt das Institut Neue Schweiz INES den  
Handlungsbedarf wie folgt ein:
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A. KULTURELLE EBENE

1. Politische Bildung: Stärkung einer Kultur der politischen Bildung, die 
Migration nicht als Defizit, sondern als Realität beschreibt und sichtbar 
macht. Pädagogische, soziokulturelle und bildungspolitische Ressourcen 
sollen gestärkt werden mit dem Ziel, eine diskriminierungskritisches  
Aus-, Weiter- und Fortbildung zu gewährleisten.

2. Pluralisierung der öffentlichen Debatte: Pluralisierung der öffentlichen 
Diskussion von und über Personen mit Mehrfachzugehörigkeiten. Es geht 
darum aufzuzeigen, dass alle Menschen, die hier ihren Lebensmittelpunkt 
haben, Schweizer Geschichte schreiben und gleichwertiger Teil dieser  
Gesellschaft sind.

3. Teilhabe und institutionelle Öffnung: Regeln, Kulturen und Prozesse von 
Institutionen in Medien, der Kulturbranche und der Verwaltung sind so fit zu 
machen, dass sie Mehrfachzugehörigkeit in Personal, Programm, Publikum 
und Partnerschaften abbilden und ihre Leistungen diskriminierungsfrei 
zugänglich sind.

4. Erinnerungs- und Anerkennungskultur: Förderung einer Kultur des  
Erinnerns und Sichtbarmachens und Anerkennens mit dem Fokus einer 
postmigrantischen und postkolonialen Schweiz. Dabei geht es darum,  
Debatten und Formate, welche Schweizer Geschichten der Migration thema­
tisieren, miteinander (selbst)kritisch in ein Gespräch zu bringen zu Themen 
wie: Ungleichheit, Gewalt, Ausgrenzung, Schweizer Mythen wie Neutralität, 
Sonderfall, sozialer Aufstieg, beste Demokratie der Welt, humanitäre  
Tradition, Reichtum vs. Armut etc.

B. RECHTSSTAATLICHE EBENE

5. Beseitigung von willkürlichen Einbürgerungsvoraussetzungen: Folgende 
gesetzliche Einbürgerungsvoraussetzungen sind abzuschaffen: Wirtschaft­
liche Unabhängigkeit, Schuldenfreiheit, Straflosigkeit (bei geringfügigen 
Delikten). Diese Verknüpfung soll auch mit Blick auf Rückstufungen bei Auf­
enthaltstiteln abgeschafft werden, weil es ansonsten weiterhin zu willkürli­
chen Beschränkungen des Zugangs zum Bürgerrecht kommen wird.

6. Einführung des ius soli: Einbürgerung automatisch von Geburt an.

7. Sachgemässer Anspruch auf Einbürgerung: Einführung eines Grundrechts 
auf Einbürgerung, für alle die hier leben und langfristig Teil dieser Gesell­
schaft sein möchten, nach 5 Jahren rechtmässigem Aufenthalt (unabhängig 
vom Aufenthaltstitel) und unter folgenden Voraussetzungen: keine Straf­
fälligkeit (bei schweren Delikten), keine Gefahr für die innere Sicherheit, 
Kenntnisse einer Landessprache. 

8. Vereinheitlichung des Verfahrens: Gesamtschweizerische Vereinheitli­
chung des Verfahrens als Verwaltungsakt. Kommunale und/oder kantonale 
Mindestwohnsitzfristen sowie Einbürgerungen durch die Gemeindeversamm­
lung und/oder parlamentarische Kommissionen werden abgeschafft. 
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9. Reduktion der Einbürgerungsgebühren: Reduktion der Einbürgerungs­
gebühren auf maximal wenige hundert Schweizer Franken mit der Möglich­
keit zur gänzlichen Befreiung.

10. Kultur der Einladung: Einführung einer Kultur der Einladung zum Stellen 
des Einbürgerungsgesuches bei Volljährigkeit und bei Menschen, die seit  
5 Jahren in der Schweiz leben. 

11. Abschaffung der Einbürgerungstests: Abschaffung des Einbürgerungs­
tests/Einbürgerungsgespräches für Menschen, die hier die Volksschule 
besucht haben. 

12. Diskriminierungsschutz: Förderung eines effektiven Schutzes für  
Menschen ohne Schweizer Pass vor Diskriminierung: Unter anderem weil es 
Korrelationen zwischen dem Grad der Diskriminierung einerseits und den 
Risiken der Straffälligkeit, der Sozialhilfeabhängigkeit und der Arbeitslosig­
keit gibt, erleichtert ein effektiver rechtlicher Schutz vor Diskriminierung  
den Zugang zum Bürgerrecht.

C. SOZIOÖKONOMISCHE EBENE

13. Stärkung von Ressourcen: Förderung der sozialen, kulturellen und  
symbolischen Ressourcen von Kindern und Familien ohne Schweizer Pass, 
die sich in sozioökonomisch schwierigen Situationen befinden.

14. Diskurs der Anerkennung: Die öffentliche Diskussion muss verstärkt 
dahingehend beeinflusst werden, die Würde und gleichwertige Zugehörigkeit 
aller Menschen als gleichwertige gesellschaftliche Mitglieder zu stärken. 

15. Erleichterung der Einbürgerung: Inhaltliche, administrative und finanzielle 
Erleichterung des Einbürgerungsverfahrens (s. oben unter B. Rechtsstaatli­
che Ebene).

16. Soziale Sicherheit: Verbesserung der Rechte von Arbeiter:innen sowie 
Gewährleistung eines gerechten Sozialstaates.

D. DEMOKRATISCHE EBENE

17. Willensnation Schweiz: Stärkung des Narrativ der Schweiz als «erfolgreiche 
Willensnation» in dem Sinne als die Schweiz schon seit eh und je ein Land  
ist, das aus Menschen mit den vielfältigsten kulturellen und sprachlichen Hinter­
gründen besteht. Wir können unsere Zukunft im Sinne eines guten Lebens  
nur unter der Bedingung gestalten, dass alle Menschen in die Aushandlung 
von Perspektiven und Regeln gleichberechtigt eingebunden sind. 

18. Politische Repräsentation: Verbesserung der Repräsentanz bei politi­
schen Mandaten durch gesetzliche Verfahren, die Parteien dazu verpflichten, 
Menschen mit Migrationsgeschichte und Rassismuserfahrung als Kandidie­
rende aufzubauen und auf den Listen zu fördern.

19. Politische Beteiligung: Stärkung der Wahl- und Stimmbeteiligung.
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20. Partizipation: Schaffen von öffentlichen Formaten der vielstimmigen  
Partizipation.

21. Stimmrecht für Einwohner:innen: Einführung des Stimmrechts und des 
aktiven Wahlrechts für Menschen ohne Staatsbürgerschaft ab spätestens  
5 Jahren Aufenthalt in der Schweiz: Diese Regelung ist ergänzend zur  
Erleichterung des Zugangs zur Schweizer Staatsbürgerschaft vor allem für 
Menschen bestimmt, die die Schweizer Staatsbürgerschaft nicht anstreben.

22. Urban Citizenship: Stärkung von politischen Initiativen, die sich zum Ziel 
gesetzt haben, die demokratischen Prozesse zur politischen Teilhabe zu 
ändern und anders zu gestalten (wie Massnahmen zur Regularisierung von 
Illegalisierten, City Card und Stadt für alle-Initiativen).
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